
Antrag: Bildungskrise bekämpfen

Antragsteller*innen: SDS Halle

Die GMV beschließt folgende Positionierung, die der Stadtverband als verbindliche Grundlage in  
seiner Arbeit übernimmt und sich für die Umsetzung einsetzt. Der Stadtvorstand wird damit  
beauftragt, diese Positionierung in seiner Arbeit zu berücksichtigen und zu veröffentlichen.

Bildungskrise bekämpfen!

Kita, Schule, Hochschule: Die Bildungskrise geht weiter. Trotz aller Warnungen wurden an der 
MLU  weitreichende  Kürzungen  durchgesetzt,  die  nun  dazu  führen,  dass  immer  weniger 
Studierende nach Halle  kommen.  Inzwischen kann davon ausgegangen werden,  dass die 
“Einsparungen”  von  3.000  Studierenden  tatsächlich  erreicht  werden.  Schuld  daran  ist  die 
Abschaffung etlicher “kleiner Fächer” genau wie die Schaffung von Zulassungsbeschränkung 
bei Massenstudiengängen. Zu beidem wurde die unterfinanzierte MLU vom Land gedrängt, 
welches von den Folgen jetzt nichts wissen will. Darüber hinaus bleibt der Lehrer*innenmangel 
als  bildungspolitische  Katastrophe  bestehen.  Gerade  in  den  Sekundarschulen  gehört  der 
Unterrichtsausfall zum Standard, die “Vorgriffsstunde” demotiviert Lehrer*innen und ist zutiefst 
ungerecht und es gibt immer noch keinen langfristigen Plan zum Ausbau der Studienkapazitäten 
für Lehramtsfächer. Stattdessen geht die Landesregierung, dass in den kommenden Jahren 
wieder weniger Lehrer*innen gebraucht würden – damit droht auch die Einstellung der wenigen 
Projekte, die dem Mangel ein wenig entgegenwirken konnten. Aber auch in der frühkindlichen 
Bildung wird die Axt angelegt: Immer wieder werden bundesweit Projekte wie die Sprach-Kitas 
gefährdet,  Erzieher*innen  fehlen,  Bürokratie  und  Unterfinanzierung  gefährden  den 
pädagogischen Erfolg. In Halle wird seit Monaten über die Erhöhung der Kita-Beiträge diskutiert, 
was von der Stadtverwaltung vorangetrieben wird. Aus linker Perspektive betonen wir, dass 
diese  Politik  strikt  abzulehnen  ist.  Sie  ist  nicht  aufgrund  von  PISA-Resultaten  oder  der 
schlechteren  kapitalistischen  Verwertbarkeit  der  Betroffenen  abzulehnen,  sondern  weil  sie 
zutiefst ungerecht ist. Die Situation verschärft die soziale Ungerechtigkeit im Bildungswesen und 
macht  begehrte  Abschlüsse noch stärker  zum Privileg.  Denn wer  kann,  entzieht  sich den 
Problemen durch Nachhilfe, Privatlehrer*innen, Elite-Internate oder andere Studiengänge bzw. 
Hochschulen. Als Stadtverband der Linken ist es unsere Aufgabe, dem mit allen Möglichkeiten 
entgegenzuwirken. 

Konkret fordern wir deshalb:

Kostenfreie Bildung für alle. Wir setzen uns für die Abschaffung aller Studiengebühren (u.a. 
Zweitstudiengebühren),  für  Lehrmittelfreiheit  und  gegen  Kita-Gebühren  ein  –  wir  fordern 
grundsätzlich Beitragsfreiheit im Land und lehnen kommunal jede Erhöhung der Beiträge ab. 

Sozial statt privat. Wir lehnen jede Privatisierung im Bildungssystem ab. Wir brauchen gute 
öffentliche Schulen und Hochschulen. Die halleschen Schulen müssen saniert werden und es 
braucht  überall  Schulsozialarbeit.  Die  Förderung  privater  Akteur*innen  lehnen  wir  ab. 
Bildungsinstitutionen müssen in öffentlicher Hand sein, vom Bau bis zur praktischen Nutzung. 
Deshalb wenden wir uns auch gegen PPP-Projekte.



Keine Kürzungen an der MLU. Weitere Kürzungen an der Martin-Luther-Universität müssen 
verhindert, die bestehenden Kürzungen müssen zurückgenommen werden. Als Stadtverband 
stellen wir uns hinter die MLU und fordern eine ordentliche Bildungsfinanzierung vom Land ein.

Lehrer*innenmangel nachhaltig bekämpfen. Wir lehnen die Behauptung, die Lage entspanne 
sich,  klar  ab.  Stattdessen  fordern  wir  den  langfristigen  Ausbau  der  Lehramtskapazitäten, 
attraktive Arbeitsbedingungen, kleinere Klassengrößen sowie Zeit und Ressourcen für kritische 
Bildung im Studium und in der Schule.

Begründung:
erfolgt mündlich bzw. ist relativ selbsterklärend. 


